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EINLADUNG UND TAGESORDNUNG 

FÜR DIE HAUPTVERSAMMLUNG 

AM 16. JUNI 2011

Sehr geehrte Aktionäre,

durch Veröffentlichung im elektronischen Bundesanzeiger vom 6. Mai 2011 
haben wir alle Aktionäre zur

ORDENTLICHEN HAUPTVERSAMMLUNG

der Deutsche EuroShop AG
am Donnerstag, 16. Juni 2011 um 10.00 Uhr

in der Handwerkskammer Hamburg, 
Holstenwall 12, 20355 Hamburg

eingeladen.

Hiermit möchten wir Ihnen die Einberufung der Hauptversammlung sowie 
die Bekanntmachung der Tagesordnung mitteilen.
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TAGESORDNUNG

1.	� Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezem-
ber 2010, des vom Aufsichtsrat gebilligten Konzernabschlusses 
zum 31. Dezember 2010 und des Berichts über die Lage der 
Gesellschaft und des Konzerns mit dem Bericht des Aufsichts-
rats über das Geschäftsjahr 2010 sowie des erläuternden 
Berichts des Vorstands zu den Angaben nach § 289 Abs. 4 und 5, 
§ 315 Abs. 4 HGB

	�
	� Die vorbezeichneten Unterlagen können im Internet unter  

http://www.deutsche-euroshop.de/HV eingesehen und heruntergeladen 
werden. 

2.	 Verwendung des Bilanzgewinns
	�
	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn von 

56.794.540,00 € in voller Höhe an die Aktionäre auszuschütten; dies ent-
spricht einer Dividende von 1,10 € pro Aktie. 

3.	 Entlastung des Vorstands

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Vorstand der Gesellschaft für 
das Geschäftsjahr 2010 Entlastung zu erteilen.

4.	 Entlastung des Aufsichtsrats

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Aufsichtsrat der Gesellschaft 
für das Geschäftsjahr 2010 Entlastung zu erteilen.

5. 	 Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2011

	� Der Aufsichtsrat schlägt vor, die BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Hamburg, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2011 zu bestellen.

6.	� Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandelschuldverschreibungen mit der Möglichkeit des 
Bezugsrechtsausschlusses, bedingte Erhöhung des Kapitals 
und entsprechende Satzungsänderung (Bedingtes Kapital 2011)

	� Die von der Hauptversammlung am 22. Juni 2006 beschlossene Ermäch-
tigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen läuft zum 21. Juni 
2011 aus. Um es dem Vorstand auch weiterhin zu ermöglichen, attrak-
tive Finanzierungsmöglichkeiten zu nutzen und dem Unternehmen zins-
günstig Fremdkapital zukommen zu lassen, soll der Vorstand erneut von 
der Hauptversammlung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen 
ermächtigt und ein neues bedingtes Kapital zur Bedienung der Wandel-
schuldverschreibungen geschaffen werden.
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	�� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:

	 I.	 �Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen

	 	 1.	 �Aufhebung der derzeitigen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-
schuldverschreibungen

			�   Die von der Hauptversammlung vom 22. Juni 2006 zu Punkt 6 
der Tagesordnung beschlossene Ermächtigung des Vorstands zur 
Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen wird aufgehoben.

	 	 2.	 �Neue Ermächtigung, Ermächtigungszeitraum, Nennbetrag, Aktienzahl, 
Laufzeit und Verzinsung 

		�	�   Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum 15. Juni 2016 einmalig oder mehrmals verzinsliche 
und auf den Inhaber und / oder auf den Namen lautende 
Wandelschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 
200 Mio. € mit einer Laufzeit von längstens zehn Jahren zu bege-
ben und den Inhabern der jeweiligen, unter sich gleichberechtigten 
Teilschuldverschreibungen Wandlungsrechte auf neue Stückaktien 
der Gesellschaft in einer Gesamtzahl von bis zu 10.000.000 Stück 
nach näherer Maßgabe der Bedingungen der Wandelschuldver-
schreibungen („Anleihebedingungen“) zu gewähren. Die Laufzeit 
der Wandlungsrechte darf jeweils zehn Jahre nicht überschreiten. 
Die Wandelschuldverschreibungen können auch mit einer variablen 
Verzinsung ausgestattet werden, wobei die Verzinsung auch wie bei 
einer Gewinnschuldverschreibung vollständig oder teilweise von der 
Höhe der Dividende der Gesellschaft abhängig sein kann.

	 	 3.	 Währung, Ausgabe durch Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften
	�	�	�   Die Wandelschuldverschreibungen sind in Euro zu begeben. Sie 

können auch durch unmittelbare oder mittelbare Mehrheitsbetei-
ligungsgesellschaften der Deutsche EuroShop AG (Gesellschaften, 
an denen die Deutsche EuroShop AG unmittelbar oder mittelbar 
mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist) bege-
ben werden; in diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, für die 
Deutsche EuroShop AG die Garantie für die Wandelschuldver-
schreibungen zu übernehmen und den Inhabern solcher Wandel-
schuldverschreibungen Wandlungsrechte auf Aktien der Deutsche 
EuroShop AG zu gewähren.

	 	 4.	 Wandlungsrecht, Umtauschverhältnis
			�   Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhal-

ten die Inhaber der Teilschuldverschreibungen das Recht, ihre 
Teilschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der Anleihebe-
dingungen in Aktien der Deutsche EuroShop AG umzutauschen. 
Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nenn-
betrages einer Teilschuldverschreibung durch den Wandlungspreis 
für eine Aktie der Deutsche EuroShop AG. Daraus resultierende 
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rechnerische Bruchteile von Aktien werden in Geld ausgeglichen. 
In den Anleihebedingungen kann auch vorgesehen werden, dass die 
Zahl der bei Ausübung von Wandlungsrechten oder nach Erfüllung 
von Wandlungspflichten zu beziehenden Aktien bzw. ein diesbezüg-
liches Umtauschrecht variabel ist. Der in einen Nennwert umge-
rechnete Anteil am Grundkapital der bei Wandlung auszugebenden 
Aktien darf den Nennbetrag der Wandelschuldverschreibung nicht 
übersteigen. 

	 	 5.	 Wandlungspflicht
			�   Die Anleihebedingungen können auch eine dort näher bestimmte 

Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem früheren 
Zeitpunkt (jeweils auch „Endfälligkeit“) begründen oder das Recht 
der Deutsche EuroShop AG vorsehen, bei Endfälligkeit den Inha-
bern der Teilschuldverschreibungen ganz oder teilweise an Stelle der 
Zahlung des fälligen Geldbetrages Aktien der Deutsche EuroShop 
AG zu gewähren. Der in einen Nennwert umgerechnete Anteil am 
Grundkapital der bei Wandlung auszugebenden Aktien darf auch 
in diesen Fällen den Nennbetrag der Wandelschuldverschreibung 
nicht übersteigen.

	 	 6.	 Gewährung neuer oder bestehender Aktien; Geldzahlung
			�   Die Anleihebedingungen können vorsehen, dass die Deutsche 

EuroShop AG im Fall der Ausübung von Wandlungsrechten bzw. 
bei Erfüllung der Wandlungspflichten nach ihrer Wahl entweder 
neue Aktien aus bedingtem Kapital oder bereits bestehende Aktien 
der Gesellschaft gewährt. 

			�   Die Anleihebedingungen können auch das Recht der Deutsche 
EuroShop AG vorsehen, im Fall der Ausübung von Wandlungs-
rechten bzw. bei Erfüllung von Wandlungspflichten nicht Aktien 
der Deutsche EuroShop zu gewähren, sondern den Gegenwert der 
Aktien in Geld zu zahlen. Der Gegenwert entspricht nach näherer 
Maßgabe der Anleihebedingungen dem Durchschnitt der Schluss
auktionspreise der Aktie der Deutsche EuroShop AG im Xetra-
Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem an die Stelle 
des Xetra-Systems getretenen Nachfolgesystem während der zehn 
Börsentage vor oder nach Erklärung der Wandlung oder, im Falle 
von Wandlungspflichten, vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit.

	 	 7.	 Bestimmung des Wandlungspreises
			�   In den Anleihebedingungen kann vorgesehen werden, dass der 

Wandlungspreis innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden 
Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses 
oder als Folge von Verwässerungsschutzbestimmungen während der 
Laufzeit der Wandelschuldverschreibungen verändert werden kann. 
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			�   Der jeweils festzusetzende Wandlungspreis für eine Aktie der Deut-
sche EuroShop AG wird in Euro festgelegt und muss – auch bei 
einem variablen Umtauschverhältnis bzw. einem variablen Wand-
lungspreis –

			   a)	� mindestens 80 % des durchschnittlichen Schlusskurses der Aktien 
der Deutsche EuroShop AG im Xetra-Handel der Frankfurter 
Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem 
an den letzten zehn Börsentagen vor dem Tag der Beschlussfas-
sung durch den Vorstand über die Ausgabe der Wandelschuld-
verschreibungen betragen, 

			   oder

			   b)	�für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts an die Aktionäre 
der Deutsche EuroShop AG mindestens 80 % des durchschnitt-
lichen Schlusskurses der Aktien der Deutsche EuroShop AG im 
Xetra-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem 
entsprechenden Nachfolgesystem in dem Zeitraum vom Tag 
des Beginns der Bezugsfrist bis einschließlich des Tages vor der 
Bekanntmachung der endgültigen Festlegung der Konditionen 
gemäß § 221 Abs. 4 Satz 3 iVm § 186 Absatz 2 AktG betragen.

			�   Abweichend hiervon kann der Wandlungspreis in den Fällen einer 
Wandlungspflicht nach Ziff. 5 dem durchschnittlichen Schluss-
kurs der Aktien der Deutsche EuroShop AG im Xetra-Handel der 
Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden Nach-
folgesystem während der zehn Börsentage vor oder nach dem Tag 
der Endfälligkeit entsprechen, auch wenn dieser Durchschnittskurs 
unterhalb des oben unter a) und / oder b) genannten Mindestwand-
lungspreises liegt.

			   § 9 Abs. 1 AktG sowie § 199 Abs. 2 AktG bleiben unberührt.

	 	 8.	 �Wert wahrende Anpassung des Wandlungspreises bei Verwässerungs-
effekten

			�   Sofern während der Laufzeit der Teilschuldverschreibungen, die ein 
Wandlungsrecht gewähren bzw. eine Wandlungspflicht bestimmen, 
Verwässerungen des wirtschaftlichen Werts der bestehenden Wand-
lungsrechte / -pflichten eintreten und dafür keine Bezugsrechte auf 
Aktien der Deutsche EuroShop AG als Kompensation eingeräumt 
werden, können die Anleihebedingungen bestimmen, dass der 
Wandlungspreis – unbeschadet § 9 Abs. 1 AktG sowie § 199 Abs. 
2 AktG – Wert wahrend angepasst wird, soweit die Anpassung nicht 
bereits durch Gesetz zwingend geregelt ist. In jedem Fall darf der 
anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuldver-
schreibung zu beziehenden Aktien entfällt, den Nennbetrag der 
einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen.
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			�   Verwässerungseffekte können sich insbesondere durch Kapital
veränderungen (etwa einer Kapitalerhöhung bzw. -herabsetzung oder 
einen Aktiensplit), aber auch im Zusammenhang mit Dividenden-
zahlungen (z. B. einer Sonderdividende), der Begebung (weiterer) 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder sonstiger Options-
rechte sowie im Fall außergewöhnlicher Ereignisse, die während der 
Laufzeit der Wandelschuldverschreibungen eintreten (etwa einer 
Kontrollerlangung durch Dritte), ergeben. 

			�   Statt einer Anpassung des Wandlungspreises kann nach näherer 
Bestimmung der Anleihebedingungen in diesen Fällen auch die 
Zahlung eines entsprechenden Betrages in Geld durch die Deutsche 
EuroShop AG im Fall der Wandlung oder bei Erfüllung der Wand-
lungspflichten vorgesehen werden.

	 	 9.	 Bezugsrecht und Bezugsrechtsausschluss
			�   Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die Wandel

schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren 
Kreditinstituten oder einem Konsortium von Kreditinstituten mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der 
Deutsche EuroShop AG zum Bezug anzubieten. Werden die Wandel
schuldverschreibungen von einer unmittelbaren oder mittelbaren 
Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft der Deutsche EuroShop AG 
ausgegeben, hat die Deutsche EuroShop AG die Gewährung des 
Bezugsrechts für die Aktionäre der Deutsche EuroShop AG nach 
Maßgabe des vorstehenden Satzes sicherzustellen.

			�   Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das vorgenannte gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre 
auf die Wandelschuldverschreibungen mit Wandlungsrechten auf 
bis zu 10.000.000 Aktien der Gesellschaft in folgenden Fällen aus-
zuschließen: 

			   (a)	�Bezugsrechtsausschluss gem. § 221 Abs. 4 Satz 2 iVm § 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG

			�   Das Bezugsrecht kann ausgeschlossen werden, sofern die Wandel-
schuldverschreibungen so ausgestattet werden, dass ihr Ausgabepreis 
ihren nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermit-
telten theoretischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. 
Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur 
insoweit, als Wandelschuldverschreibungen mit Wandlungsrechten 
bzw. -pflichten auf Aktien mit einem anteiligen Betrag von ins
gesamt bis zu 10 % des Grundkapitals der Deutsche EuroShop AG 
ausgegeben werden bzw. auszugeben sind. Für die Berechnung der 
10 %-Grenze ist die Höhe des Grundkapitals zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese Ermächtigung 
oder – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausübung 
der vorliegenden Ermächtigung maßgebend. 



 9 / / /

			�   Auf das so begrenzte Volumen in Höhe von zehn von Hundert des 
Grundkapitals ist die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, 
sofern die Aktien nach Wirksamwerden der vorliegenden Ermäch-
tigung aufgrund einer zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 
Ermächtigung geltenden bzw. an deren Stelle tretenden Ermäch-
tigung gem. § 71 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 Satz 5 iVm § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden. 
Weiter sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, 
die nach Wirksamwerdung der vorliegenden Ermächtigung unter 
Ausnutzung einer zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der vorlie-
genden Ermächtigung beschlossenen bzw. an deren Stelle tretenden 
Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital 
gem. § 203 Abs. 1 Satz 1 iVm § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden.

			�   Die vorstehende Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuld-
verschreibungen mit Wandlungsrechten bzw. -pflichten unter Aus-
schluss des Bezugsrechts nach § 221 Abs. 4 Satz 2 iVm § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ist ferner insoweit beschränkt, als nach Ausübung der 
Wandlungsrechte bzw. -pflichten die auszugebenden Aktien zusam-
men mit Aktien, die aufgrund des genehmigten Kapitals 2010 (§ 5 
der Satzung) unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Sacheinlagen 
ausgegeben werden, 20 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Ermächtigung bzw. – falls dieser Wert geringer ist – des zum 
Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung bestehenden Grund-
kapitals nicht übersteigen dürfen.

			   (b)	�Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge und zur Vermeidung 
von Verwässerungseffekten

			�   Sofern der Vorstand von der vorgenannten Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss keinen Gebrauch macht, kann das Bezugs-
recht für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses 
ergeben, ausgeschlossen werden.

			   (c) 	�Bezugsrechtsausschluss zur Vermeidung von Verwässerungsef-
fekten

			�   Das Bezugsrecht kann außerdem ausgeschlossen werden soweit dies 
erforderlich ist, um den Inhabern von bereits zuvor ausgegebenen 
Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen mit Options- oder 
Wandlungsrechten bzw. Options- oder Wandlungspflichten auf 
Aktien der Deutsche EuroShop AG ein Bezugsrecht in dem Umfang 
gewähren zu können, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- 
oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wand-
lungspflicht zustehen würde.
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	 	 10.	�Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Einzelheiten
			�   Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

im vorgenannten Rahmen die Anleihebedingungen sowie die weiteren 
Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Wandelschuldver-
schreibungen und der Wandlungsrechte und -pflichten, insbesondere 
Zinssatz, Ausgabepreis, Laufzeit und Stückelung sowie Wandlungs-
zeitraum, festzulegen bzw. im Einvernehmen mit den Organen der die 
Wandelschuldverschreibungen begebenden Mehrheitsbeteiligungs
gesellschaften der Deutsche EuroShop AG festzulegen.

	 II.	 Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2011

	� Das bisher in § 6 der Satzung enthaltene Bedingte Kapital wird aufgehoben 
und ein neues Bedingtes Kapital 2011 geschaffen.

	� Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu 10.000.000,00 € durch 
Ausgabe von bis zu 10.000.000 auf den Namen lautenden neuen Stück-
aktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2011). Die bedingte Kapital
erhöhung dient der Gewährung von Aktien bei Ausübung von Wandlungs-
rechten bzw. bei Erfüllung von Wandlungspflichten an die Inhaber der 
aufgrund der Ermächtigung durch die Hauptversammlung vom 16. Juni 
2011 ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen.

	� Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem Wandlungspreis, wie er 
gemäß der Ermächtigung unter I. und den auf der Grundlage dieser 
Ermächtigung vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats bestimmten 
Anleihebedingungen festgelegt wird. Der Wandlungspreis ist der Ausgabe-
betrag der Aktie. 

	 Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 

	 (a)	� die Inhaber von Wandlungsrechten aus Wandelschuldverschreibungen, 
die von der Deutsche EuroShop AG oder deren unmittelbaren oder 
mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften auf Grund des 
Ermächtigungsbeschlusses der ordentlichen Hauptversammlung vom 
16. Juni 2011 bis zum 15. Juni 2016 ausgegeben bzw. garantiert werden, 
von ihren Wandlungsrechten Gebrauch machen oder

	 (b)	�die aus von der Deutsche EuroShop AG oder deren unmittelbaren oder 
mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften auf Grund des Ermächti
gungsbeschlusses der ordentlichen Hauptversammlung vom 16. Juni 
2011 bis zum 15. Juni 2016 ausgegebenen oder garantierten Wandel-
schuldverschreibungen Verpflichteten ihre Wandlungspflicht erfüllen 

	� und das Bedingte Kapital 2011 nach Maßgabe der Bedingungen der Wandel
schuldverschreibungen benötigt wird, insbesondere nicht eigene Aktien zur 
Bedienung eingesetzt werden. 
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	� Die auf Grund der Ausübung der Wandlungsrechte oder der Erfüllung der 
Wandlungspflichten ausgegebenen neuen Aktien nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil.

	� Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

	 III.	Änderung der Satzung
	
	� § 6 der Satzung wird in seiner bisherigen Fassung aufgehoben und wie folgt 

neu gefasst:

	� „Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 10.000.000,00 € durch 
Ausgabe von bis zu 10.000.000 auf den Namen lautenden neuen Stück-
aktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2011). Die bedingte Kapital
erhöhung dient der Gewährung von Aktien bei Ausübung von Wandlungs-
rechten bzw. bei Erfüllung von Wandlungspflichten an die Inhaber der 
aufgrund der Ermächtigung durch die Hauptversammlung vom 16. Juni 
2011 ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen.

	� Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem Wandlungspreis, wie er 
gemäß der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 16. Juni 2011 zur 
Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen und den auf der Grundlage 
dieser Ermächtigung vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
bestimmten Anleihebedingungen festgelegt wird. Der Wandlungspreis ist 
der Ausgabebetrag der Aktie. 

	 Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 

	 (a)	� die Inhaber von Wandlungsrechten aus Wandelschuldverschreibungen, 
die von der Deutsche EuroShop AG oder deren unmittelbaren oder 
mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften auf Grund des 
Ermächtigungsbeschlusses der ordentlichen Hauptversammlung vom 
16. Juni 2011 bis zum 15. Juni 2016 ausgegeben bzw. garantiert werden, 
von ihren Wandlungsrechten Gebrauch machen oder 

	 (b)	�die aus von der Deutsche EuroShop AG oder deren unmittelbaren oder 
mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften auf Grund des Ermächti
gungsbeschlusses der ordentlichen Hauptversammlung vom 16. Juni 
2011 bis zum 15. Juni 2016 ausgegebenen oder garantierten Wandel-
schuldverschreibungen Verpflichteten ihre Wandlungspflicht erfüllen 

	� und das Bedingte Kapital 2011 nach Maßgabe der Bedingungen der Wandel
schuldverschreibungen benötigt wird, insbesondere nicht eigene Aktien zur 
Bedienung eingesetzt werden.

	� Die auf Grund der Ausübung der Wandlungsrechte oder der Erfüllung der 
Wandlungspflichten ausgegebenen neuen Aktien nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres, in dem sie entstehen, am Gewinn teil. 
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	� Der Vorstand wir ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 
festzusetzen.“ 

	 IV.	Ermächtigung des Aufsichtsrats

	� Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 4 der Satzung ent-
sprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des bedingten Kapitals und 
nach Ablauf sämtlicher Wandlungsfristen anzupassen sowie alle sonstigen 
damit in Zusammenhang stehenden Änderungen der Satzung vorzunehmen, 
die nur die Fassung betreffen. Entsprechendes gilt für den Fall der Nicht-
ausnutzung der Ermächtigung unter I. nach Ablauf des Ermächtigungs-
zeitraums sowie für den Fall der Nichtausnutzung des bedingten Kapitals 
nach Ablauf der Fristen für die Ausübung von Wandlungsrechten bzw. die 
Erfüllung von Wandlungspflichten.

7. 	 Billigung des Systems zur Vergütung der Vorstandsmitglieder

	� Das Gesetz zur Angemessenheit der Vorstandsvergütung (VorstAG) vom 
31. Juli 2009 sieht vor, dass die Hauptversammlung börsennotierter Gesell-
schaften ein Votum zum Vergütungssystem der Vorstandsmitglieder abge-
ben kann (§ 120 Abs. 4 AktG). Von dieser Möglichkeit soll Gebrauch 
gemacht werden.

	� Die Beschlussfassung bezieht sich auf das aktuelle, im Geschäftsjahr 2010 
beschlossene System der Vergütung der Vorstandsmitglieder der Deutsche 
EuroShop AG. Details hierzu werden im Vergütungsbericht dargestellt, der 
Bestandteil der Unterlagen ist, die im Internet unter http://www.deutsche-
euroshop.de/HV eingesehen werden können. Die Unterlagen werden den 
Aktionären auf Anfrage auch zugesandt. Ferner werden sie in der Haupt-
versammlung zugänglich sein und auch näher erläutert werden.

	� Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, das System zur Vergütung der 
Vorstandsmitglieder zu billigen.

	 �Bericht des Vorstandes über den Bezugsrechtsausschluss bei der Aus-
gabe von Wandelschuldverschreibungen gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 
iVm § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 6:

	� Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschrei-
bungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 200 Mio. € sowie die Schaffung 
des dazugehörigen Bedingten Kapitals von bis zu 10.000.000,00 € soll 
die unten noch näher erläuterten Möglichkeiten der Deutsche Euroshop 
AG zur Finanzierung ihrer Aktivitäten sichern und erweitern, und soll 
dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats insbesondere bei Eintritt 
günstiger Kapitalmarktbedingungen den Weg zu einer im Interesse der 
Gesellschaft liegenden flexiblen und zeitnahen Finanzierung eröffnen.
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	� Hierbei sind zwei Gestaltungsmöglichkeiten zu unterscheiden: In erster 
Linie wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis 
zum 15. Juni 2016 einmalig oder mehrmals verzinsliche Wandelschuld-
verschreibungen an die Aktionäre der Deutsche EuroShop AG auszugeben 
und den jeweiligen Teilschuldverschreibungen Wandlungsrechte beizufü-
gen, die die Erwerber nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen 
berechtigen, Aktien der Deutsche EuroShop AG in einer Gesamtzahl von 
bis zu 10.000.000 Stück zu beziehen. Um die Abwicklung zu erleichtern, 
soll allerdings insoweit von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, die 
Wandelschuldverschreibungen an ein Kreditinstitut oder ein Konsortium 
von Kreditinstituten mit der Verpflichtung auszugeben, den Aktionären 
die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten 
(mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 221 Abs. 4 Satz 2 iVm § 186 
Abs. 5 AktG).

	� In zweiter Linie wird der Vorstand ermächtigt, das gesetzliche Recht der 
Aktionäre zum Bezug der Wandelschuldverschreibungen auszuschließen, 
jedoch nur in bestimmten Grenzen, und zwar zum einen nur in sehr 
begrenztem Umfang für zwei bestimmte Zwecke und zum anderen in 
größerem Umfang nur unter bestimmten engen Voraussetzungen: 

	 1.	 Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge
		�  Das Bezugsrecht soll im Fall der grundsätzlichen Bezugsrechtsgewäh-

rung so weit ausgeschlossen werden können, wie dies nötig ist, um bei 
der Festlegung des Bezugsverhältnisses etwa entstehende Spitzenbeträge 
ausgleichen zu können. Spitzenbeträge ergeben sich aus dem Betrag 
des jeweiligen Emissionsvolumens und der Darstellung eines praktika-
blen Bezugsverhältnisses. Ein Ausschluss des Bezugsrechts erleichtert 
in diesen Fällen die Abwicklung der Kapitalmaßnahme, insbesondere 
des Bezugsrechts der Aktionäre.

	 2.	 Bezugsrechtsausschluss zur Vermeidung von Verwässerungseffekten
		�  Des Weiteren soll die Möglichkeit bestehen das Bezugsrecht aus-

zuschließen, um den Inhabern von bereits begebenen Options- oder 
Wandelschuldverschreibungen Bezugsrechte gewähren zu können. Der 
Bezugsrechtsausschluss zugunsten der Inhaber von bereits begebenen 
Options- oder Wandelschuldverschreibungen erfolgt mit Rücksicht auf 
den Verwässerungsschutz, der ihnen nach den Anleihebedingungen im 
Falle einer weiteren Ausgabe von Options- oder Wandelschuldverschrei-
bungen durch die Gesellschaft gegebenenfalls zusteht. Der Ausschluss 
des Bezugsrechts bei Ausnutzung der vorliegenden Ermächtigung ist 
eine Alternative zu einer Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises, 
die sonst vorzunehmen wäre. Auf diese Weise wird insgesamt ein höherer 
Mittelzufluss ermöglicht.
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	 3.	 �Bezugsrechtsausschluss gem. § 221 Abs. 4 Satz 2 iVm 	
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG

		�  Weiter wird von der gem. § 221 Abs. 4 Satz 2 iVm § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG auch für die Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen 
bestehenden Möglichkeit Gebrauch gemacht, das Bezugsrecht aus-
zuschließen. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt in 
sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG insoweit, als 
die zur Bedienung der Wandlungsrechte bzw. bei Pflichtwandlungen 
ausgegebenen bzw. auszugebenden Aktien insgesamt zehn von Hundert 
des Grundkapitals nicht übersteigen. Maßgeblich ist hierbei das Grund-
kapital zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung 
über die vorliegende Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer 
ist – zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung. 

		�  Auf diese Beschränkung auf zehn von Hundert des Grundkapitals ist 
die Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlage anzurechnen, soweit sie 
nach Wirksamwerden dieser Ermächtigung unter Ausnutzung einer 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung beschlossenen 
bzw. an deren Stelle tretenden Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien 
aus genehmigtem Kapital gem. § 203 Abs. 1 Satz 1 iVm § 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts erfolgt. Ebenso ist 
die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, sofern die Aktien nach 
Wirksamwerden dieser Ermächtigung aufgrund einer zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung geltenden bzw. an deren Stelle 
tretenden Ermächtigung gem. § 71 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 Satz 5 iVm § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden. 

		�  Durch diese Anrechnung wird sichergestellt, dass keine Wandelschuld-
verschreibungen unter Bezugsrechtsausschluss nach § 221 Abs. 4 Satz 2 
iVm § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, wenn dies dazu 
führen würde, dass insgesamt für mehr als zehn von Hundert des 
Grundkapitals das Bezugsrecht der Aktionäre in unmittelbarer oder 
mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ohne besonderen 
sachlichen Grund ausgeschlossen wird. Diese weitergehende Beschrän-
kung liegt im Interesse der Aktionäre, die bei Kapitalmaßnahmen ihre 
Beteiligungshöhe möglichst aufrecht erhalten wollen.

		�  Die Ermächtigung ist ferner insoweit beschränkt, als im Fall der Aus-
gabe von Wandelschuldverschreibungen unter Bezugsrechtsausschluss 
nach § 221 Abs. 4 Satz 2 iVm § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nach Aus-
übung der Wandlungsrechte bzw. -pflichten die auszugebenden Aktien 
zusammen mit Aktien, die aufgrund des genehmigten Kapitals 2010 
(§ 5 der Satzung) unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Sacheinlagen 
ausgegeben werden, 20 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Ermächtigung bzw. – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt 
der Ausnutzung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht 
übersteigen dürfen. 
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		�  Voraussetzung für einen Bezugsrechtsausschluss in sinngemäßer 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist, dass der Ausgabepreis 
der Wandelschuldverschreibungen ihren theoretischen Marktwert nicht 
wesentlich unterschreitet. Der Vorstand wird daher den theoretischen 
Marktwert der Wandelschuldverschreibung nach anerkannten finanz-
mathematischen Methoden ermitteln und einen Ausgabepreis für die 
Wandelschuldverschreibungen festlegen, der den theoretischen Markt-
wert nicht wesentlich unterschreitet und dadurch sicherstellen, dass 
auch insoweit die Voraussetzungen des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bei 
der Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2010 beachtet werden.

		�  Der Vorstand wird mit dieser Möglichkeit des Bezugsrechtausschlusses 
in die Lage versetzt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats kurzfristig und 
schnell die Kapitalmärkte in Anspruch zu nehmen und durch eine 
marktnahe Festlegung der Konditionen optimale Bedingungen etwa bei 
der Festlegung des Zinssatzes und insbesondere des Ausgabepreises der 
Wandelschuldverschreibung zu erzielen und damit die Kapitalbasis der 
Gesellschaft zu stärken. Die Platzierung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre eröffnet die Möglichkeit, einen deutlich höheren 
Mittelzufluss als im Falle einer Emission mit Bezugsrecht zu realisieren. 
Maßgeblich hierfür ist, dass die Gesellschaft durch den Ausschluss des 
Bezugsrechts die notwendige Flexibilität erhält, um kurzfristig güns-
tige Börsensituationen wahrzunehmen. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 
bei Einräumung eines Bezugsrechts eine Veröffentlichung des Bezugs-
preises (und damit über § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG sinngemäß bei 
Wandelschuldverschreibungen der Konditionen der Wandelschuldver-
schreibungen) bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der 
Volatilität der Kapitalmärkte besteht aber auch dann ein Marktrisiko 
über mehrere Tage, das zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung 
der Anleihebedingungen und so zu nicht marktnahen Konditionen 
führt. Auch ist bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit 
von dessen Ausübung (Bezugsverhalten) die erfolgreiche Platzierung 
gefährdet, jedenfalls aber mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. 
Schließlich kann die Gesellschaft bei Einräumung eines Bezugsrechts 
wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige bzw. 
ungünstige Marktverhältnisse reagieren, sondern ist möglicherweise 
insbesondere rückläufigen Aktienkursen während der Bezugsfrist ausge-
setzt, die zu für die Gesellschaft ungünstigen Finanzierungskonditionen 
führen können.

		�  Dem Schutzbedürfnis der Aktionäre wird durch die Festlegung des 
Ausgabepreises der Wandelschuldverschreibungen nicht wesentlich 
unter ihrem theoretischen Marktwert Rechnung getragen, da so keine 
unangemessene Verwässerung des wirtschaftlichen Wertes ihrer Aktien 
eintritt:
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		�  Ob ein Verwässerungseffekt eintritt, kann ermittelt werden, indem 
der theoretische Marktpreis der Wandelschuldverschreibungen nach 
anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden errechnet 
und mit dem Ausgabepreis verglichen wird. Liegt nach pflichtgemäßer 
Prüfung des Vorstands dieser Ausgabepreis nur unwesentlich unter dem 
theoretischen Marktpreis zum Zeitpunkt der Begebung der Wandel
schuldverschreibungen, sinkt der Wert eines Bezugsrechts praktisch 
auf Null. Den Aktionären entsteht folglich durch den Ausschluss des 
Bezugsrechts kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil. In diesem 
Fall ist nach Sinn und Zweck der Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ein Bezugsrechtsausschluss zulässig. Der Schutz der Aktionäre vor 
einer unangemessenen Verwässerung ihres Anteilsbesitzes wird somit 
durch die Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unter dem 
rechnerischen Marktwert gewährleistet. 

		�  Soweit es der Vorstand in der jeweiligen Situation für angemessen hält, 
sachkundigen Rat insbesondere hinsichtlich der Ermittlung des theo- 
retischen Marktwerts der Wandelschuldverschreibung einzuholen, kann 
er sich der Unterstützung durch Dritte bedienen. So kann eine die 
Emission begleitende Konsortialbank in geeigneter Form versichern, 
dass eine nennenswerte Verwässerung des Wertes der Aktien nicht 
zu erwarten ist. Unabhängig von dieser Prüfung durch den Vorstand 
kann eine marktgerechte Festsetzung der Konditionen und damit die 
Vermeidung einer nennenswerten Wertverwässerung auch durch die 
Durchführung eines Bookbuilding-Verfahrens gewährleistet werden. 
Bei diesem Verfahren werden die Wandelschuldverschreibungen nicht 
zu einem festen Ausgabepreis angeboten; insbesondere der Ausgabe-
preis und der Zinssatz sowie einzelne weitere Bedingungen der Wandel
schuldverschreibungen werden erst auf der Grundlage der von den 
Investoren abgegebenen Kaufanträgen festgelegt. Auf diese Weise wird 
der Gesamtwert der Wandelschuldverschreibung marktnah bestimmt. 
All dies stellt sicher, dass eine nennenswerte Verwässerung des Wertes 
der Aktien der Gesellschaft in Folge des Bezugsrechtsausschlusses nicht 
eintritt und den Aktionären somit durch den Bezugsrechtsausschluss 
kein wirtschaftlicher Nachteil entsteht.

		�  Die vorgeschlagene bedingte Erhöhung des Grundkapitals um bis zu 
10.000.000,00 € ist ausschließlich dazu bestimmt, die Ausgabe der bei Aus-
übung von Wandlungsrechten sowie Erfüllung von Wandlungspflichten 
erforderlichen Aktien der Deutsche EuroShop AG sicherzustellen, soweit 
diese benötigt und nicht etwa eigene Aktien eingesetzt werden. 
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TEILNAHME

I.	 Anmeldung zur Hauptversammlung
	�
	� Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-

rechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister als Aktio
näre der Gesellschaft eingetragen sind und sich so angemeldet haben, dass 
ihre Anmeldung spätestens bis zum 9. Juni 2011, 24.00 Uhr, bei der Gesell-
schaft eingegangen ist.

	� Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können sich bei der 
Gesellschaft unter der Adresse

	 Deutsche EuroShop AG
	 c / o PR IM TURM HV-Service AG
	 Römerstraße 72-74
	 68259 Mannheim
	 Fax: +49 (0) 621 /  71 77 213

	� anmelden. Die Informationen zur Anmeldung entnehmen Sie bitte den 
Hinweisen auf den Anmeldeunterlagen, die Sie automatisch zugesandt 
bekommen.

	� Als Service bieten wir Ihnen die Möglichkeit, sich elektronisch unter der 
Internetadresse 

	 http://www.hv-des.de

	� anzumelden. Auch hierzu entnehmen Sie bitte die Informationen den 
Ihnen zugesandten Anmeldeunterlagen.

	� Die Aktien werden durch die Anmeldung zur Hauptversammlung in 
keiner Weise blockiert. Es besteht auch nach einer Anmeldung das freie 
Verfügungsrecht über die Aktien, insbesondere das Recht zu Veräußerung. 
Maßgeblich für die Ausübung des Stimmrechts ist der im Aktienregister 
eingetragene und angemeldete Bestand an Aktien am Tag der Hauptver-
sammlung. Dieser Bestand wird demjenigen zum Zeitpunkt des Anmelde-
schlusses entsprechen, da Löschungen, Neueintragungen und Änderungen 
im Aktienregister gemäß § 11 Abs. 5 der Satzung in den letzten sechs Tagen 
vor der Hauptversammlung sowie am Tag der Hauptversammlung selbst 
nicht stattfinden. Erwerber von Aktien, deren Umschreibeanträge nach 
dem 9. Juni 2011, 24.00 Uhr, bei der Gesellschaft eingehen, können somit 
Teilnahme- und Stimmrechte aus diesen Aktien in der Hauptversammlung 
nicht ausüben. In diesen Fällen verbleiben Teilnahme- und Stimmrechte 
bis zur Umschreibung bei dem im Aktienregister eingetragenen Aktionär. 
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II.	 Stimmrechtsausübung 
	
	 1.	 Stimmrechtsausübung durch Bevollmächtigte

		�  Das Stimmrecht kann in der Hauptversammlung auch durch einen 
Bevollmächtigten, z.B. durch die depotführende Bank, eine Vereini-
gung von Aktionären oder eine andere Person nach Wahl ausgeübt 
werden. 

		�  Die Vollmacht kann nach § 13 Abs. 3 Satz 2 und 3 der Satzung schrift-
lich, per Telefax oder im Wege elektronischer Datenübertragung mit 
einem Echtheitsnachweis erteilt werden. 

		�  Schriftliche Vollmachten und Vollmachten per Telefax senden Sie bitte 
an:

		  Deutsche EuroShop AG
		  c / o PR IM TURM HV-Service AG
		  Römerstraße 72 – 74
		  68259 Mannheim
		  Fax: +49 (0) 621 / 71 77 213

		�  Für eine Bevollmächtigung eines Dritten im Wege der elektronischen 
Datenübertragung oder die elektronische Übermittlung einer Bevoll-
mächtigung gem. § 134 Abs. 3 AktG benutzen Sie bitte das elektronische 
Vollmachtssystem unter der Internetadresse

		  http://www.hv-des.de

		�  Als Echtheitsnachweis benötigen Sie eine individuelle PIN, die Sie mit 
Ihren Anmeldeunterlagen erhalten. Diese senden wir Ihnen automatisch 
zu, wenn Sie im Aktienregister eingetragen sind. 

		�  Bei der Bevollmächtigung von Kreditinstituten und diesen nach § 135 
Abs. 8 AktG gleichgestellten Personen gilt § 135 AktG.

	 2.	 �Stimmrechtsausübung durch den Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft

	
		�  Die Deutsche EuroShop AG bietet ihren Aktionären weiter die Mög-

lichkeit, sich durch einen weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter in 
der Hauptversammlung vertreten zu lassen. Zum Stimmrechtsvertreter 
hat die Gesellschaft Herrn Dr. Achim Biedermann, Mannheim, bestellt.

		�  Die Einzelheiten dazu ergeben sich aus den Unterlagen, die den Aktio
nären übersandt werden. 
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		�  Neben der elektronischen Anmeldung bieten wir Ihnen auch den Ser-
vice, den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft unter der Internetadresse

		  http://www.hv-des.de

		�  zu bevollmächtigen und Weisungen zu erteilen. Aus organisatorischen 
Gründen ist die internetgestützte Bevollmächtigung des Stimm-
rechtsvertreters und die Weisungserteilung nur bis zum 15. Juni 2011, 
24.00 Uhr, möglich. Eine Bevollmächtigung und Weisungserteilung in 
schriftlicher Form oder in Textform auf anderen Wegen, insbesondere in 
der Hauptversammlung selbst, bleibt davon unberührt. Nähere Hinweise 
hierzu finden Sie ebenfalls in den Ihnen zugesandten Anmeldeunterlagen.

		�  Die Stimmrechtsvertreter werden ausschließlich das Stimmrecht aus-
üben und keine weitergehende Rechte wie Frage- oder Antragsrechte 
wahrnehmen.

III.	�Angaben zu den Rechten der Aktionäre gem. §§ 122 Abs. 2,  
§ 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 AktG

	 1.	 Tagesordnungsergänzungsverlangen gem. § 122 Abs. 2 AktG

		�  Gemäß § 122 Abs. 2 AktG können Aktionäre, deren Anteile zusammen 
den 20. Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 € 
erreichen, verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 
und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine 
Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 

		�  Das Verlangen ist schriftlich oder per Telefax unter Nachweis der Aktio-
närsstellung an die Gesellschaft unter nachstehender Adresse zu richten 
und muss der Gesellschaft bis spätestens 16. Mai 2011, 24.00 Uhr 
zugehen. Senden Sie ein entsprechendes Verlangen bitte an folgende 
Adresse:

		  Deutsche EuroShop AG
		  Herrn Patrick Kiss
		  Oderfelder Straße 23
		  20149 Hamburg
		  Fax: +49 (0) 40 / 41 35 79 29

		�  Bekanntzumachende Ergänzungsverlangen werden – sofern Sie nicht 
bereits mit der Einberufung mitgeteilt werden – unverzüglich nach 
Zugang im elektronischen Bundesanzeiger bekannt gemacht werden. 
Zudem sind sie Bestandteil der Mitteilungen nach § 125 AktG. 
Sie werden außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
http://www.deutsche-euroshop.de/HV bekannt gemacht.
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	 2.	 Gegenanträge und Wahlvorschläge gem. §§ 126 Abs. 1, 127 AktG

		�  Aktionäre können Gegenanträge und abweichende Wahlvorschläge 
gegen einen Vorschlag von Vorstand und / oder Aufsichtsrat zu einem 
bestimmten Tagesordnungspunkt übersenden. Solche Anträge sind 
unter Angabe des Namens des Aktionärs und einer Begründung schrift-
lich oder per Telefax an folgende Adresse zu richten:

		  Deutsche EuroShop AG
		  Herrn Patrick Kiss
		  Oderfelder Straße 23
		  20149 Hamburg
		  Fax: +49 (0) 40 / 41 35 79 29

		�  Gegenanträge von Aktionären, die mindestens 14 Tage vor dem Tag 
der Hauptversammlung, also bis spätestens 1. Juni 2011, 24.00 Uhr, 
unter der angegebenen Adresse eingehen, werden einschließlich einer 
etwaigen Stellungnahme der Verwaltung allen Aktionären im Internet 
unter http://www.deutsche-euroshop.de/HV unverzüglich zugäng-
lich gemacht, sofern die Voraussetzungen für eine Pflicht zur Ver
öffentlichung gemäß § 126 AktG erfüllt sind. Anderweitig adressierte 
Gegenanträge von Aktionären müssen unberücksichtigt bleiben. Für 
den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl des Abschlussprüfers und des 
Konzernabschlussprüfers gelten die vorstehenden Ausführungen zu 
§ 126 Abs. 1 AktG (einschließlich der angegebenen Adresse) gemäß 
§ 127 AktG entsprechend mit der Maßgabe, dass der Wahlvorschlag 
nicht begründet werden muss. 

	 3.	 Auskunftsrecht gem. § 131 Abs. 1 AktG

		�  In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär gemäß § 131 Abs. 1 
AktG vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft 
verlangen, über die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der 
Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie über die Lage des 
Konzerns und der im Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, 
soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands 
der Tagesordnung erforderlich ist. Von einer Beantwortung einzelner 
Fragen kann der Vorstand aus den in § 131 Abs. 3 AktG genannten 
Gründen absehen. 

	 4.	 Weitergehende Erläuterungen

		�  Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre gemäß 
§§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 131 Abs. 1 AktG sind im Internet 
unter http://www.deutsche-euroshop.de/HV einzusehen. 
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IV.	 Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesellschaft 

	� Informationen gemäß § 124a AktG werden den Aktionären im Internet 
unter http://www.deutsche-euroshop.de/HV zugänglich gemacht. 

V.	 Angaben gem. § 30b Abs. 1 Ziffer 1 WpHG

	� Das Grundkapital der Gesellschaft ist im Zeitpunkt der Einberufung dieser 
Hauptversammlung eingeteilt in 51.631.400 nennwertlose Stückaktien mit 
insgesamt 51.631.400 Stimmrechten. Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt 
der Einberufung dieser Hauptversammlung keine eigenen Aktien.

VI.	Angaben gemäß § 135 Abs. 2 AktG
	�
	� Kreditinstitute, die einem Konsortium angehörten, das die innerhalb von 

fünf Jahren zeitlich letzte Emission von Wertpapieren der Gesellschaft 
übernommen hat:

	 Kapitalerhöhung November 2010
	 Commerzbank AG
	 DZ Bank AG

	 Hamburg, im Mai 2011
	 Deutsche EuroShop AG
	 Der Vorstand
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ANFAHRT

Mit dem Auto:
A7:		 Abfahrt Othmarschen, Bahrenfeld oder Schnelsen
		  Fahren Sie in Richtung Zentrum, Stadtteil Hamburg-Mitte. 

A1:	 	� Aus Lübeck Richtung Hamburg, Abfahrt Hamburg-Horn. Fahren Sie in 
Richtung Zentrum über die Sievekingsallee, Bürgerweide, biegen Sie rechts 
in die Wallstraße ein und fahren Sie die Sechslingspforte bis zum Ende und 
folgen Sie dann links dem Straßenzug. An der Alster bis zum Ferdinandstor 
und fahren Sie dann rechts über die Lombardsbrücke immer geradeaus über 
Esplanade, Gorch-Fock-Wall bis zum Holstenwall.

Mit dem Bus:
		�  Von den Haltestellen Hamburg-Hauptbahnhof oder Bahnhof Altona aus 

erreichen Sie die Handwerkskammer mit der Buslinie 112. Die Haltestelle 
heißt „Handwerkskammer Hamburg” und befindet sich direkt vor dem 
Haupteingang.

Mit der U- oder S-Bahn:
U2:	 Bahnstation Messehallen
	
		�  Benutzen Sie den Ausgang Wallanlagen, gehen Sie an den Gerichten vorbei 

rechts in den Holstenwall. Fußweg ca. 400 m. 

U3: 	 Bahnstation St. Pauli
	
		�  Benutzen Sie den Ausgang Millerntor, von dort aus sind es ca. 5 Minuten 

Fußweg zum Holstenwall. 

S-Bahn:	
		  Bahnstation Stadthausbrücke, Haltestelle der S1 und S3
	
		�  Benutzen Sie den Ausgang Michalisstraße, gehen Sie dann den Berg hoch 

bis zum Großneumarkt, überqueren Sie diesen, biegen Sie dann links in den 
Neuen Steinweg und danach rechts in die Neanderstraße. Links überqueren 
Sie dann den Enckeplatz und rechts liegt der Holstenwall.
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ANZAHL SHOPPINGCENTER

2001: 8    2010: 18

+125 %
DIVIDENDE JE AKTIE

2001:  0,96 3    2010: 1,10 3 

+15 %
EBT VOR BEWERTUNG

2001: 17,6 Mio. 3    2010: 63,9 Mio. 3

+264 %
UMSATZ

2001: 22,7 Mio. 3  2010: 144,2 Mio. 3

+535 %

2001: 0,55 3    2010: 1,40 3

+155 %
FFO JE AKTIEFFO

2001: 17,1 Mio. 3    2010: 63,6 Mio. 3

+271 %

2001: 932,8 Mio. 3  2010: 2.963,6 Mio. 3

+218 %
BILANZSUMME MARKTKAPITALISIERUNG

2001: 600 Mio. 3    2010: 1.496 Mio. 3

+149 %

KENNZAHLEN
10 JAHRE DEUTSCHE EUROSHOP AG


